
Nachschlagewerk: ja
Amtliche Sammlung: ja

BGB §§2314, 260, 2332, 195

a) Der AuskunftsanBpruch das Pflichtteileberechtigten um­
faßt nicht nur die beim Erbfall tatsächlich vorhandenen 
Nachlaßgegenstände, sondern auch die ausgleichungspflich­
tigen Zuwendungen des Erblassers, seine Schenkungen in­
nerhalb der letzten zehn Lebensjahre und die Nachlaß­
verbindlichkeiten (Bestätigung von BGH IM BGB § 260
Nr. 1).

b) Auf alle diese Berechnungsfaktoren erstreckt sich grund­
sätzlich auch das amtliche Verzeichnis, das der Pflicht­
teilsberechtigte nach § 2314 Abs. 1 Satz 3 BGB verlangen 
kann.

c) Dadurch, daß der Erbe bereits durch ein Privatverzeichnis 
Auskunft erteilt hat, wird das Verlangen nach einem amt­
lichen Verzeichnis nicht ausgeschlossen (Bestätigung von 
Z,UZ 72, 379).

d) Der Auskunftsanspruch verjährt grundsätzlich in 30 Jah­
ren, jedoch nicht später als der Pflichtteilsanspruoh 
selbst.

BGH, Urt. v. 2. November I960 - V ZR 124/59 - OLG BambergLG Würzburg



V 2R 1.24/59
Verkündet am 2. November I960 

Hirth, Justizangestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des Bildhauers Albert B , Haus Nr,
Beklagten, Revisionsklägers und Anschlußrevisions­

beklagten,
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

gegen

1. Anna Katharina
2. Richarda B 
beide

Bl

Straße
Klägerinnen, Revisionsbeklagte und Anschlußrevisions­

klägerinnen,
- prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof.

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 2. November I960 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Dr. Tasche sowie der Bundesrichter 
Dr. Hückinghaus, Dr. piepenbrock, Dr. Rothe und Dr. Mattem 
für Recht, erkannt:

Auf Revision und Anschlußrevision wird das Urteil 
des 2. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Bamberg 
vom 9. April 1959 aufgehoben. Die Sache wird zur 
anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das Beru­
fungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts -wegen
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Tatbestand s

Der Beklagte und der 1939 gefallene Vater der Klä­
gerinnen waren Brüder. Die Mutter dieser Brüder, Olga Frei­
frau von (Erblasserin), starb am 23* Oktober 1934.
Sie wurde kraft Testaments vom Beklagten allein beerbt.

Die Klägerinnen machen ihren dem Grunde nach unbe­
strittenen Pflichtteilsanspruch geltend. Die Parteien strei­
ten über die Höhe des gesetzlichen Erbteils der Klägerinnen, 
die von der gesetzlichen Erbberechtigung einer angeblichen 
Stiefschwester der Klägerinnen abhängt (3e 1/4 oder ;je 1/6), 
und über den Wert des Nachlasses.

Mit der Klage begehren die Klägerinnen im Rahmen einer 
Stufenklage Auskunft.

Nachdem frühere Anträge auf private Auskunftertei­
lung von den Klägerinnen in der Hauptsache für erledigt 
erklärt worden waren, wurde die Klage auf Vorlegung eines 
amtlichen Bestandsverzeichnisses vom Landgericht abgewie- 
sen. Das Oberlandesgericht hat der Auskunftsklage hinsicht­
lich der vorhandenen Nachlaßgegenstände insoweit stattge­
geben, als die Aufstellung eines Verzeichnisses durch einen 
Notar unter Beiziehung eines Bevollmächtigten der Klägerinnen 
sowie idie Vorlegung des Verzeichnisses an die Klägerinnen 
beantragt war; es hat hinsichtlich der Verzeichnung von 
Nachlaßverbindlichkeiten, Zuwendungen und Schenkungen sowie 
hinsichtlich der Vorlegung von Belegen die Klagabweisung be­
stätigt.

Mit der Revision des Beklagten wird volle Klagabwei­
sung, mit der Anschlußrevision der Klägerinnen volle Ver-
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urteilung bezüglich jenes Auskunftsantrags begehrt. Jede 
Partei bittet um Zurückweisung des gegnerischen Rechts­
mittels.

RntscheidungsgrUndet

Das Berufungsgericht bejaht einen Anspruch der Klä­
gerinnen auf Vorlegung eines; ^uziebuhg auf zur*
stellenden amtlichen Verzeichnis §-;.23Ti>;Aba.'; t
Satz 2 und Satz 3 B<*B^ äe*^ eht^egeh^.^sr'Auf^
fassung des Dandgerichts durchfphtyata6hfiftliche Auskunft 
erteilung nach Satz 1 aaO nichtf ehi^osoheh? seiner caitend^ 
machung stehe auch weder Verziöht hoch Verjäbrung oder 
Verwirkung oder Schikane entgegen. Der Anspruoh beschränke 
sich jedoch inhaltlich auf Verzeichnung der beim Erbfall 
tatsächlich vorhanden gewesenen Nachlaßgegenstände und um­
fasse nicht NachlaBverbindiichkeiten» ausgleichspflichtige 
Zuwendungen und Schenkungen; er erstracke sich auch nioht 
auf die Vorlage von Belegen*

Die Angriffe der Revision hiergegen sind zuin klei­
neren feil, die der ;A»a«hiußfeyislöh^fih&^ 
begründet.

I.

1 * Irt prozessualer Hinsicht wiyd»das Rechtsschutz*- 
interesse der Klägerinnen an der verbaachiedenen Auskünfte 
klage von der Revision des Beklagten zu Anrecht in Zwei­
fel gezogen. Die von ihm wiederholt geltend gemachte, 
von den Klägerinnen in Abrede gestellte Vereinbarung eines 
(zeitweiligen) Ausschlusses der Geltendmachung dieses Aß*



Spruchs kann zwar materiellreehtlieh* unter dem Gesichts­
punkt der Stundung oder des Rechtsmißbrauchs von Bedeu­
tung sein (darüber unten III); das verfahrensrechtliche 
Rechtsschutzinteresse der Klägerinnen wird jedoch hiervon 
nicht berührt.

2. Andererseits rügt die Anschlußrevision der Klä­
gerinnen zu Unrecht die Behandlung, die die früheren 
Klaganträge auf private Auskunfterteilung (§ 2314 Abs. 1 
Satz 1 BGB) durch die Vorinstanzen erfahren haben. Biese 
Klaganträge waren von den Klägerinnen im Verhandlungster­
min vom 18? März 1953 vor dem Landgericht in der Hauptsache 
für erledigt erklärt worden; allerdings hatte der Beklagte 
sich damals der Erledigungserklärung nicht angeschlossen, 
sondern diese Klaganträge als von vornherein unbegründet 
bezeichnet; im Schlußtermin vom 25* Juni 1958 vor dem Land­
gericht wurde dieser Teil der Kiage jedoch nicht mehr zum 
Gegenstand von Anträgen gemacht. Unter diesen Umständen 
kann das Urteil des Landgerichts, dessen Pormel nur den 
(verlesenen) Antrag auf Vorlegung eines amtlichen Verzeich­
nisses nennt, nicht entgegen diesem Wortlaut dahin ausgelegt 
werden, daß es auch über jene von den Klägerinnen für erle­
digt erklärten Klaganträge auf Vorlegung eines privaten 
Verzeichnisses (im Sinne der Abweisung) habe mit entschei­
den wollen und mit entschieden habe. Daß sich die Gründe des 
landgerichtlichen Urteils auch mit diesen Ansprüchen befas­
sen j ergibt unter den hier gegebenen Umständen nichts für 
einen weitergehenden Entscheidungswillen des Gerichts und 
steht daher der wortlautgemäßen Auslegung des Urteils in 
diesem Punkt nicht entgegen. Hat aber das Landgericht über 
jene für erledigt erklärten Ansprüche nicht entschieden, 
so sind sie auch nicht in die Berufungsinstanz erwachsen; 
weder aus diesem Grunde noch zur Herbeiführung einer sach­
dienlichen Klagerweiterung hatte das Berufungsgericht Anlaß



zur Anregung von Parteienträgen hinsichtlich dieser An­
sprüche nach § 139 ZPO.

II.

In sachlicher Hinsicht rUgt die Anschlufirevision 
der Klägerinnen mit Hecht» daß das Berufungsgericht die 
Auskunftspflicht inhaltlich zu eng bemessen hat..

1 • Nach § 2314 Abs. 1 Satz 1 'rderErbe dem
pflichtteilsberechtigten Auskunft Uber den Bestand des 
Nachlasses zu erteilen. In zeitlicher Hiheicht kömmt es 
dabei auf den Stand beim Erbfall an (§ 2311 BG^). In gegen- 
stündlicher Hinsicht legt der Zweck des Auskunftsanspruchs, 
der Beweisnot des Pflichtteileberechtigten abzubelfen, 
nicht eine enge, sondern eine weite Grenzziehung nahe (ebenso 
in einer anderen Richtung HGHJ5 28» 177); Zum auskunfts­
pflichtigen Beetand des Nachlasses gehören nicht nur die 
(beim Erbfall) tatsächlich vorhandenen HachläBgegenstände 
(reale Nachlaßaktiva), sondern auch die sonstigen Berecb- 
nuhgsfaktoren, die der Berechnung des Pflichtteils ein­
schließlich des PflichtteilsergänzungBanspruphB zu Grunde 
zu legen sind» nämlich einerseits - als fiktive Nachlaß­
aktiva - die au egleichungepfliehtigen Zuwendungen des Erb­
lassers (Analogie ;WÜ & 2 0 3 7 'isuf § 2316 BGB, 
RGZ 73» 372) und seine Schenkungeninnerhalb der.letzte** 
zehn lebenswahre (vgl. $ 23i25 BGBr RGZ 73, 369)» anderer­
seits die Nachlaßverbindlichkeiten (RGZ 1299 239* 242/43).
Bas ist mit Recht die heute wohl allgemeine Auffassung (BGH 
JM BGB § 260 Nr. 1; Staudinger/Perid,BGB11. Aufl. § 2^
Rdn. 19, 23, 24; RGBK BGB 10. Aufl* § 2314 Anm. 2 bi Soer- 
gel/Ehard/Eder, BGB 8. Aufl. § 2314 Anm. 6$ Erman/Bartholo- 
meyezik, BGB 2. Aufl. § 2314 Anm. 3} abweichend Planck/ 
Greiff, BGB 4. Aufl. § 2314 Anm. 2).

2. Der Auskunftsanspruch im gekennzeichneten Umfang ist 
nach § 260 RGB daöunch iu erfüllen daß den Erbe dem Pflicht
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teilsberechtigten ein Verzeichnis des Bestandes vorlegt und 
gegebenenfalls beschwört. Auch dieses Verzeichnis hat nicht 
nur die realen, sondern auch die fiktiven Nachlaßaktiva und 
die Nachlaßverbindlichkeiten zu enthalten;

Das ergibt sich wiederum aus dem gesetzgeberischen 
Zweck einerseits des § 2314 BGB, die notwendigen Kenntnisse 
zur Bemessung des Pfiiehtteilsanspruchs zu verschaffen, an­
dererseits des § 260 BGB, der zur Befriedigung gesetzlicher 
Auskünftsansprüehe eine klare und übersichtliche Form zur 
Verfügung stellen will. Eine Beschränkung des Verzeichnisses 
auf reale Aktivwerte wird zwar bei der ersten Alternative 
des § 260 BGB (Herausgabepflicht) die Regel bilden; sie ist 
jedoch durch den Gesetzeswortlaut nicht geboten und wäre bei 
der zweiten Alternative (Auskunftspflicbt) vollends sinn­
widrig. Das gilt insbesondere auch im Hinblick auf die Pflicht, 
das Verzeichnis gegebenenfalls mit dem Offenbarungseid zu 
bekräftigen (§ 260 Abs. 2 BGB). Daß der gesetzgeberische 
Zweck im Ball des § 2314 BGB auch die Einbeziehung der ge­
nannten fiktiven Aktivwerte in das Verzeichnis und den Eid 
gebietet, liegt auf der Hand. Hinsichtlich der Passiva ist 
allerdings eine unvollständige Auskunft derart, daß der 
Schuldner vorhandene Verbindlichkeiten verschweigt, bei seiner 
Interessenrichtung kaum zu befürchten, so daß insoweit kein 
Bedürfnis nach Eideszwang bestände (vgl. Protokolle zum BGB 
V S. 3144/47); das Bedürfnis besteht jedoch gegenüber der 
Möglichkeit einer unrichtigen Auskunft derart, daß der Schuld­
ner nichtvorhandene Verbindlichkeiten erdichtet und durch 
ihre Aufnahme ins Verzeichnis den buchmäßigen Nettobeetand 
ebenso vermindert, wie es durch Verschweigen von Aktivwerten 
der Pall wäre; deshalb ist für den Pall des § 260 BGB die 
Einbeziehung auch der Passiven in das Verzeichnis und in den 
- gegebenenfalls nach § 261 Abs. 2 BGB in der Formulierung an-
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zu»assenden~Eid zu bejahen (ebenso OLG Hamburg JW 1939,
155 sowie für den insoweit gleichliegenden Pall der Aus­
kunftspflicht des Testamentsvollstreckers EG Warn 1914 Nr. 8; 
die eine Beschränkung auf die Aktiva befürwortenden Ausfüh­
rungen der Protokolle aaO beziehen eich auf die hier nicht 
einschlägige Bestimmung des § 259 BGB).

3. Das Gesetz gewährt den Auskunftsänspruch des Pflicht­
teilsberechtigten in verschiedenen Stärkegraden: der Gläu­
biger kann sich mit der Vorlage eines ;phne seine Mitwirkung 
vom Erben privat hergestellten Verzeichnisses begnügen- (Satz 1 
von § 2314 Abs. 1 BGB); er kann vom Erben aber auch Zuziehung 
bei der Aufstellung des Verzeichnisses (Satz 2 Halbe. 1 
aaO), Ermittlung des Wertes der Nachlaßgegenstände (Satz 2 
Halbs. 2 ) und schließlich Aufnahme des Verzeichnisses durch 
eine Amtsperson verlangen (Satz 3). Das Verzeichnis, bei 
dessen Aufnahme der Pflichtteilsberecbtigte Zuziehung und 
dessen amtliche Aufnahme er verlangen kann (Satz 2 und 3 aaO), 
hat inhaltlich nach Auffassung des Senats all das zu enthal­
ten, was ein privates Verzeichnis des Erben (nach Satz 1 
aaO) enthalten muß, nämlich (oben 2.) die realen Nachlaß-, 
aktiva, die fiktiven Nachlaßaktiva und die, Nachlaßpassiva.

PUr die vom Beruiungsgerieht im Anschluß an das Ober­
land esgericbt Hamburg CÖBG 14» 283; JW 1959V 155) vertretene 
abweichende Auffassung, daß sich dasamtiicbe Verzeichnis 
(im Gegensatz zum privaten) #uf die realeh.Nachiaßaktiven 
zu beschränken habe, kann lediglich der Wortlaut des Ge­
setzes herangezogen werden, wo allerdinga Jn Satz 2 nur von 
"Nachlaßgegenständen” die Repe ist. Aber einmal wäre schon 
bei seiner wortlautmäßigen Auslegung die Annahme nicht 
zwingend, daß auch das in Satz 3 genannte Verzeichnis in der 
in Satz 2 genannten Weise inhaltlich beschränkt sein solle.
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Sodann und vor allem muß sowohl für den Anspruch aus Satz 2 
wie den aus Satz 3 der (insoweit ersichtlich nicht besonders 
durchdachte) Wortlaut des Gesetzes zurücktreten hinter sei- . 
nem Sinn und Zweck:

Für einen umfassenden Inhalt auch des amtlichen Ver­
zeichnisses spricht zunächst ein praktischer Grund. Die Klar­
heit und Übersichtlichkeit, die das Gesetz durch die Form des 
Verzeichnisses sicherstellen will, wird durch die Zusammenfas­
sung aller den Gegenstand der Auskunftspflicht'bildenden Aktiv- 
und Passivwerte in einem einzigen Verzeichnis naturgemäß weit 
besser erreicht als durch die Aufstellung einer Mehrheit von Ver 
zeichnissen, deren jedes nur einen Teil jener Werte enthält; 
letzteres wäre aber das zwangsläufige Ergebnis einer Beschrän­
kung des amtlichen Verzeichnisses auf die Aktivwerte oder 
gar auf die realen Aktivwerte, da es dann immer seine Ergän­
zung durch ein oder gar mehrere Privatverzeichnisse finden 
müßte (darüber, daß dies in besonderen Ausnahmefällen ein­
mal zulässig sein kann, s* unten III 4). Die praktische Not­
wendigkeit, die Auskunft grundsätzlich in einem einzigen um­
fassenden Gesamtverzeichnis u»d nicht aufgesplittert in eine 
Mehrheit von (teils amtlichen, teils privaten) Teilverzeich­
nissen zu geben, wird besonders deutlich, wenn die Richtig­
keit der Verzeichnung nach § 26G Aba. 2 BGB beschworen wer­
den soll.

Es ist aber auch kein innerer Grund dafür ersicht­
lich, weshalb die mit größeren Richtigkeitsgarantien 
versehene Auskunftsart gegenüber dem schlichten Privat­
verzeichnis in gegenständlicher Hinsicht Zurückbleiben 
sollte. Hinsichtlich der fiktiven Nachlaßaktiva springt das 
Bedürfnis nach Einbeziehung auch in den Anspruch auf Zuziehung 
und Wertermittlung (Satz 2) sowie in den auf amtliche Ver­
zeichnung (Satz 3) in die Augen. Aber auch hinsichtlich der 
Nachlaßverbindlichkeiten kann nichts anderes gelten. Es



ag dahingestellt bleiben, ob das nach § 2314 Abs. 1 Satz 3 3GB 
aufzunehmende amtliche Verzeichnis begrifflich mit dem Nach- 
laßverzeichnis (Inventar) im technischen Sinne der §§ 1993 ff 
BGB identisch ist (bejahend KG BJA 4, 92 im Anschluß an Proto- 
kolle zum BGB V S. 7301; verneinend KG Olß 14, 293, 295 und 
Staudinger/Lehmann, BGB 11. Aufl. § 1993 Rdn. 1} dahinge­
stellt bei Kipp/Coing, Erbrecht 11. Bearb. § 94 Fußn. 2); 
auch bei Annahme einer Verschiedenheit liegt der Unterschied 
im wesentlichen in der rechtlichen Bedeutung (dort Recht, 
allenfalls Last des Erben ohne Erzwingbarkeit, aber mit Aus­
wirkung für die weitere Beschränkbarkeit der Erbenhaftung; 
hier erzwingbare Pflicht des Erben), inhaltlich dagegen decken 
sich das Inventar nach §§ 1993 ff BGB und das Verzeichnis 
nach §§ 2314, 260 BGB zwar nicht völlig, aber doch in ihrem 
Kern, der in der Verzeichnung der realen Aktiven und Passi­
ven des Nachlasses zur Zeit des Erbfalles besteht (vgl. 
einerseits. § 2001 BGB, andererseits oben 2.). Infolgedessen 
werden beim Verzeichnis nach §§ 2314, 260 BGB die dafür im 
Gesetz nicht ausdrücklich geregelten Prägen weitgehend in 
Anlehnung an das für das Inventar nach § 1993 ff BGB gelten­
de Recht gelöst werden können; so etwa die Zuständigkeit und 
das Verfahren (vgl. für den hier in Betracht kommenden Frei- 
Staat Bayern Art. 2 Nr. 1 des Notariatsgeeetzes vom 9* Juni 
1899 BayBS III 41, Art. 10 Abs. 3 und Art. 33 AGGVG vom 
17. November 1956 BayBS III 3, §§ 22 ff, 89 ff der Nachlaß- 
Ordnung vom 20. |!ärz 1903 BayBSVJU III 166, wonach für den 
Regelfall nur der Notar zuständig ist). Insbesondere wird 
beim Verzeichnis nach §§ 2314 Abs. 1 Satz 3» 260 BGB - ebenso 
wie beim amtlichen Inventar nach § 2003 BGB und Im Gegensatz 
zum privaten Verzeichnis nach § 2002 BGB (mit amtlicher I!it- 
wirkung) oder § 2314 Abs. 1 Satz i BGB (ohne amtliche Mit­
wirkung) - die aufnehmende Amtsperson zur Vornahme von Er­
mittlungen berechtigt und verpflichtet sowie für seinen In-



halt verantwortlich sein (vgl. KG RJA 12, 108, 112; Stau- 
dinger/Lehmann § 2003 Ran. 5; RGRK BGB 11. Aufl. § 2003 
Anm. 7). Nach allem wira aem Anspruch äes Pflichtteilsberech­
tigten auf amtliche Verzeichnung wegen ihrer größeren Richtig­
keitsgarantien mit Recht besonaere Bedeutung beigelegt (RG2 
72, 379» 384; RG DJ 1940, 1248). Br würde aber dieser Be­
aeutung weitgehend entkleidet, wenn dem amtlichen Verzeich­
nis ein gegenüber dem Privatverzeichnis so wesentlich vermin­
derter Inhalt beigelegt würde. (Die beiden zuletzt genannten 
Entscheidungen des Reichsgerichts betreffen allerdings nur 
Klagen auf Verzeichnung der Nachlaßaktiven, besagen aber ent­
gegen der Meinung des Berufungsgerichts nichts gegen einen 
weitergehenden Verzeichnungsumfang.)

4. Der Auskunftsanspruch umfaßt schließlich entgegen 
der Auffassung des Berufungsgerichts auch die Vorlage von 
Belegen. Das gilt allerdings entgegen der mündlich vorgetra­
genen Auffassung der Anschlußrevision nicht in der Allge­
meinheit wie beim Rechnungslegungsansprüch, wo sie das Gesetz 
selbst im Gegensatz zu § 260 BGB ausdrücklich fordert 
(§ 259 Abs. 1 Ende BGB); insoweit nimmt das Gesetz dem 
Pflichtteilsberechtigten das Prozeßrisiko nicht grundsätz­
lich ab. Die Pflicht zur Vorlegung von Belegen ist aber mit 
Recht insoweit anerkannt, als ein Unternehmen zum Nachlaß 
gehört und die Beurteilung seines Wertes ohne Kenntnis ins­
besondere der Bilanzen und ähnlicher Unterlägen dem Pflicht­
teilsberechtigten nicht möglich wäre (BGH IM BGB § 260 Nr. 1) 
Im vorliegenden Pall gehören zum Nachlaß land- und forstwirt­
schaftlich verwaltete und genutzte Güter. Welche Belege vor­
gelegt werden müssen und in welchem Umfang, ist Präge des 
Einzelfalls. Das Berufungsgericht wird hierzu die nötigen 
Feststellungen zu treffen und eine genügend kbn^fetisierte 
Antragstellung der Klägerinnen anzuregen haben.
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Hiernach muß auf die Anschlußrevision der klagabwei­
sende Teil des angefochtenen Urteils aufgehoben werden.

III o

Die Revision des Beklagten hält das Verlangen der 
Klägerinnen nach einem amtlichen Verzeichnis aus verschie­
denen Gründen, insbesondere im Hinblick auf seine umfangrei­
chen Priva,tauskühfte sowie auf Parteiahreden, für ungerecht­
fertigt . Die Rügen sind^zum Teil begründet.

1. Hit Recht geht das Berufungsgericht davon ans, dal* 
der Anspruch eines Bflichtteilsberechtigten auf amtliche 
Verzeichnung (§ 2314 Abs. 1 Satz 3 BGB) durch eine private 
Verzeichnung seitens des Erben (asQ Satz 1) grundsätzlich 
nicht berührt wird. Die mehreren Arten von Auskunftsansprüchen 
nach § 2314 Abs. 1 BGB (auf private Verzeichnung, auf Ver­
zeichnung unter Zuziehung des Gläubigers und auf amtliche 
Verzeichnung) stehen zueinander nicht in einem WahlVerhält­
nis derart, daß der Gläubiger nur einen von diesen Ansprüchen 
geltend machen könnte und dadurch oder doch durch seine Er­
füllung die übrigen Ansprüche verlöre ; sie stehen dem Gläu­
biger vielmehr grundsätzlich gehäuft (kumulativ) zu, so daß 
sie der Gläubiger neben- oder hintereinander geltend machen 
kann. Das ist insbesondere anerkannt für den praktisch wich­
tigsten und hier in Betracht kommenden Fall» daß der Erbe 
ein privates Verzeichnis verlegt und-dbr liehtfeilsberecb-
tigte danach noch ein amtliches Verzeichnis verlangt; das 
Reichsgericht hat dieses Verlangen sogar in Fällen für be­
gründet erachtet, wo der Gläubiger bei der Herstellung des 
Privatverzeichnissee zugezogen und das Privatverzeichnis 
im Klagweg erzwungen war (RGZ 72, 379, 384; RG DJ 1940, 1248). 
Zwar wird dann, wenn der Erbe ein amtliches Verzeichnis 
(Satz 3 aaO) vorgelegt hat, in der.Regel kein Privatverzeich-
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nis (Satz 1) mehr gefordert werden können; das liegt aber 
nicht, wie die Revision anzunehmen scheint, an einer gegen­
seitigen Abhängigkeit der mehreren Arten von Auskunftsan­
sprüchen voneinander, sondern an der RechtBraißbräuchlich- 
keit dieses Zweitverlangens (unten 4.) und läßt einen 
Schluß auf Gleichbehandlung auch des umgekehrten Falls 
nicht zu. Auch die Vorlage eines mit Zuziehung des Gläu­
bigers errichteten PrivatVerzeichnisses (Satz 2 aaO) befreit 
entgegen der Auffassung der Revision nicht von der weiter­
gehenden Pflicht zur Vorlage eines amtlichen Verzeichnisses 
(Satz 3), und 2war wiederum unter Zuziehung des Gläubigers; 
denn auch gegenüber dem Anspruch aus Satz 2 ist der aus Satz 3 
der weitergehende.

Allerdings können dem Anspruch aus Satz 3 wie jedem 
anderen Anspruch Erlaß, Verjährung, Schikane, Verwirkung 
und (endgültige oder zeitweilige) Unzulässigkeit der Rechts- 
ausübung entgegenstehen. Pas hängt aber von den besonderen 
Umständen des Einzelfalls ab (nachstehend unter 2 - 4).

2. Erlaß des Auskunftsanspruchs aus Satz 2 ("Verzicht^) 
wird vom Berufungsgericht unter Würdigung der Verhandlungen 
zwischen den Parteien und insbesondere ihrer Vereinbarung 
vom 7. Mai 1956 verneint. Für Schikane sieht es keinen An- . 
haltspunkt. Ein Rechtsirrtum ist nicht erkennbar. Die Revi­
sion erhebt insoweit keine Einwendungen.

Verjährung wird vom Berufungsgericht mit zutreffender 
Begründung abgelehnt. Pie Auskünftsansprüche sind zwar 
Hilfsansprüche des Pflichtteilsanspruchs, der in drei 
Jahren verjährt {§ 2332 BGB). Daraus ergibt sicj^aber nicht, 
daß diese Verjährungsfrist, und zwar mit selbständiger Berech­
nung, auch für die Auskunftsansprüche gilt und infolgedessen 
der Auskunftsanspruch aus Satz 3 deswegen verjährt ist,



- 13

weil er erst später als drei Jahre nach Kenntnis der Klä­
gerinnen von Erbfall und Testament rechtshängig gemacht 
wurde. Eine besondere Verjährungsfrist für die Auskunfts­
ansprüche ist vöm Gesetz nicht bestimmt; infolgedessen gilt 
für sie grundsätzlich die allgemeine Verjährungsfrist von 
50 Jahren (§ 195 BGB), aus ihrem Charakter als Hilfsan­
sprüche ergibt sich Jedoch die wesentliche Einschränkung, 
daß sie nicht später verjähren als der Hauptanspruch selbst, 
nämlich der Pflichtteilsanspruch (vgl. Staudinger/Eerid 
§2314 Rdn. 33 Ende). Die dreißigjährige Verjährungsfrist 
läuft noch; der Hauptanspruch ist innerhalb seiner Verjäh­
rungsfrist eingeklagt und seihe Verjährung dadurch unterbro­
chen worden (§ 209 BGB); infolgedessen ist auch der Aus- 
kunftsanspruch aus § 2314 Abs. 1 Satz 3 BGB noch nicht ver­
jährt.

3. Die Darlegungen der Revision zur Vereinbarung vom 
7. Mai 1956 sind dahin zu verstehen, sie enthalte eine Stun­
dung oder mindestens ein Stillhalteabkommen (Jedenfalls-) 
hinsichtlich der Auskunftsansprüche bis zum Eingang des da­
mals vereinbarten und ; , a m S c h l u ß  der letzten mündlichen 
Verhandlung der Berufungsinstanz noch nicht erstattet gewe­
senen Gutachtens über den das Kernstück des Nachlasses bil­
denden forstwirtschaftlichen Besitz der Erblasserin. Der Be­
klagte hatte dies schon in den Tatinstanzen mit ausführlicher 
Begründung geltend gemacht und durch das Zeugnis seines da­
maligen Prozeßbevollmächtigten und seines Forstmeisters Härter 
unter Beweis gestellt (GA I 180/81, II 430; vgl. dazu den 
Tatbestandberichtigungsantrag des Beklagten vom 11./14. Mai 
1959 GA II 458 und den' darauf ergangenen Beschluß des Ober­
landesgerichts vom 11. Juni 1959 GA II 467). Das Berufungs­
gericht hat sich damit nicht näher auseinandergesetzt und die 
angebotenen Beweise nicht erhoben; der in anderem Zusammen­
hang erfolgte Hinweis darauf, daß die Hr. 2 Jener Verein-
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barung (Einholung eines Gutachtens) nicht die Bestands­
feststellung, sondern die Bewertung des Grundbesitzes be­
treffe (vgl. dazu So 3 des Oberlandesgerichtlichen Be­
schlusses vom 11. Juni 1959» GA II 468), läßt nicht er­
kennen, daß das Berufungsgericht außer der Möglichkeit eines 
endgültigen Anspruchsverzichts auch die einer Verpflichtung 
zum vorübergehenden Stillhalten erkannt und geprüft hat.
Hierin liegt ein Rechtsverstoß, auf dem der verurteilende 
Teil der angefochtenen Entscheidung beruhen kann.

4. Der überwiegende Teil der Ausführungen der Revision 
läuft darauf hinaus, die geforderte Aufstellung eines amt­
lichen Verzeichnisses sei angesichts des Umfangs der vom Be­
klagten bereits gegebenen privaten Verzeichnisse und Aus­
künfte unzumutbar, weil hiervon eine Klärung der allermeirten 
Streitpunkte zwischen den Parteien, insbesondere der Bewertung 
des in seinem Bestand unbestrittenen Grundbesitzes, nicht zu 
erwarten sei und derjenige Nachlaßteil, dessen Bestand noch 
umstritten sei (im wesentlichen nur das Mobiliar), wertmäßig 
weniger als 1 wahrscheinlich sogar weniger als 0,1 $ 
der Nachlaßmasse ausmache, so daß die voraussichtlichen 
Kosten einer amtliohen Gesamtverzeichnung den Substanzwert 
dieses umstrittenen Nachlaßteils erreichen oder übersteigen 
würden. Dieser - von den Klägerinnen bestrixtene - Vortrag 
ist unter dem rechtlichen Gesichtspunkt des Verstoßes gegen 
Treu und Glauben (Rechtsmißbrauch, § 242 BGB) zu würdigen.

Der Revision ist zuzugeben, daß das Verlangen eines 
amtlichen Verzeichnisses nach Vorlage eines Privatverzeich­
nisses rechtemiflbräuchlich sein kann. Im Regelfall ist je­
doch ein Rechtsmißbrauch zu verneinen? zur Bejahung bedarf 
es besonderer Umstände im Einzelfall (RGZ 72, 379, 384;
RG DJ 1940, 1248). Mit Recht erwägt das Berufungsgericht,
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daß Zeitablauf und selbst wesentliche Veränderungen im Nach- 
laßbestand zur Annahme eines Rechtsmißbrauchs nicht ausrei- 
chen. Zu dem behaupteten Mißverhältnis von unstreitigem und 
streitigem Bestand, hat das Berufungsgericht nicht Stellung 
genommen. Es reicht zwar entgegen der Meinung der Revision 
nicht aus, um das Verlangen eines amtlichen Verzeichnisses 
insgesamt als mißbräuchlich erscheinen zu lassen. Aber es 
legt den von der Revision hilfsweise vorgetragenen Gedanken 
nahe, ob das amtliche Verzeichnis nicht nach Treu und Glau­
ben auf einen Teil des Nachlaßbestands zu beschränken ist. 
Allerdings geht der AuskunftBanspruch des § 2314 BGB in sei­
nen sämtlichen Spielarten (Satz 1, 2, 3) grundsätzlich auf 
Verzeichnung des gesamten Bestandes (in dem oben 21 darge­
legten Sinn); aber unter besonderen Umständen kann die Be­
schränkung der einen Spielart (hier der amtlichen Verzeich­
nung) auf einen Teil des Bestands gerechtfertigt und gebo­
ten sein, vorausgesetzt, daß dadurch weder die Vollständig­
keit der Verzeichnung (hier private und amtliche zusammen) 
noch ihre Klarheit und Übersichtlichkeit beeinträchtigt wird. 
(Darauf, ob die Verzeichnung im Sinne der §§ 266, 420 BGB 
eine teilbare Leistung darstellt - vgl. hierzu RGZ 155, 315 
kommt es hier nicht an.) Im vorliegenden Falle wäre etwa 
die Beschränkung des Verlangens der Klägerinnen dahin zu 
erwägen, daß das amtliche Verzeichnis bei Vollständigkeit im 
übrigen diejenigen (vom Beklagten bestimmt zu bezeichnen­
den). Posten (reale oder fiktive Aktiven oder Passiven) nicht 
zu enthalten hat, Uber die bestandsmäßig zwischen den Par­
teien kein Streit besteht. Dabei wäre die Konkretisierung 
dieser Beschränkung Sache des Vorträgs des Beklagten.
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5. Da die beiden letzten Punkte (3 und 4) vom Berufungs­
gericht in tatsächlicher Beziehung nicht aufgeklärt sind, 
war das Berufungsurteil auch auf die Revision des Beklag­
ten aufzuheben. Gleichzeitig war die Sache, wie geschehen, 
an das Berufungsgericht zurückzuverweisenj das auch Uber die 
Kosten der Revision zu entscheiden haben wird.

Dr„ Tasche Dr. Hückinghaus Dr. Piepenbrock
Rothe Mattern


